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LÄNGER ARBEITEN,  
WENIGER GELD?

Anschlag 
auf  
Pensionen

Dass die österreichischen 
Pensionisten nach dem 

Berufsleben nicht auf Daunen 
gebettet sind, zeigt der hohe 
Anteil vor allem der Pensioni-
stInnen, die mit Bezügen unter 
dem Existenzminimum von 
derzeit 951 Euro oder gar der 
Ausgleichzulage von 783,99 
Euro auskommen müssen. 
Angesichts dieser Situation hat 
die EU-Kommission ein Schäu-
ferl nachgelegt und die Regie-
rungen der Mitgliedsländer 
aufgefordert, das Pensionsan-
trittsalter hinaufzusetzen. Laut 
EU-Vorgabe sollen die Leute 
ab 2030 bis 70 arbeiten! Eine 
zynische Forderung angesichts 
des Anstiegs der Altersarbeitslo-
sigkeit und der Tatsache, dass 
gerade Ältere aus dem Arbeits-
leben gedrängt werden. 

Pensionisten als Spielball 
der Politik

Dass die Pensionisten für 
die Politiker nur ein Spielball 

Die Regierung will bei den Pensi-
onen den „Sparstift” ansetzen. Laut 
EU-Vorgaben sollen Pensionen kei-
nen Teuerungsausgleich mehr erhal-
ten. Und alle sollen länger arbeiten 
bis zur Pension.

sind, wird immer kurz vor 
Jahresschluss demonstriert: In 
schöner Regelmäßigkeit wird 
eine gerechte Pensionserhö-
hung verweigert, gleichgültig 
ob die Regierung rot-schwarz 
oder schwarz-blau zusammen-
gesetzt ist. 

Dabei fällt nicht nur unter 
den Tisch, dass Pensionisten 
ein Anrecht auf einen würdi-
gen Lebensabend haben, es 
wird auch verschwiegen, dass 
die Pensionen leichter zu fi-
nanzieren wären als noch vor 
20 Jahren. Man müsste nur 
die Unternehmensprofite in 
die Beitragsberechnung mit 
einbeziehen und das Geld für 
die Pensionsversicherung nicht 
allein bei den Löhnen und 
Gehältern der Beschäftigten 
eintreiben.

Wo sind die Zeiten, als der 
ÖGB dafür gekämpft hat, dass 

Wir helfen bei:
● Anträgen um Pflegegeld ● Antrag für eine „einmalige Unterstützung“
● Pensionsanträgen wie Alterspension, Invaliditäts- und Berufsunfähig-
keitspension, Hinterbliebenenpension wie Abfertigung und Abfindung

● anderen Problemen
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In letzter Zeit konnte man von 
sogenannten Pensionsexperten 

immer öfter lesen, dass die Pensi-
onen den Staatshaushalt zu sehr 
belasten. Gemeint sind da nicht die 
Pensionen der Hof - und Ministeri-
alräte oder die Politikerpensionen, 
sondern die Pensionen der Arbeiter 
und Angestellten. 

Besonders die Hacklerregelung, 
die bis zum Jahr 2013 verlängert 
wurde, regt diese „Experten” 
gewaltig auf. Durch diese Re-
gelung können Männer mit 45 
Versicherungsjahren (Frauen mit 
40 Versicherungsjahren) bereits 
mit 60 Jahren (Frauen mit 55 Jah-
ren) in Pension gehen. Bei diesen 
Pensionen gibt es keinen Abschlag; 
außer Lohnsteuer  und Kranken-
kassenbeitrag, denn  bei anderen 
Pensionen (z.B. Invaliditätspensino-
nen) werden bei Männern pro Jahr 
vor dem 65 Lebensjahr (Frauen 60. 
Lebensjahr) vier Prozent von der 
errechneten Pension abgezogen, 
höchstens 15 Prozent. Die Jungen 
werden mehr oder weniger direkt 
aufgefordert, Verträge für eine Pri-
vatpension abzuschließen, da man 
ihnen erklärt, in Zukunft wären die 
Pensionen nicht mehr finanzierbar.

Laut Aussendungen des Sozialmini-
steriums beträgt der Staatszuschuss 
für die Pensionen im heurigen Jahr 
zirka sieben Milliarden Euro. Inte-
ressant wäre zu erfahren, wie viele 
Milliarden davon durch Steuern  
der Pensionisten bezahlt werden. 
Bei jedem Einkauf sind im Preis 10 
oder 20 Prozent Mehrwertsteuer 
enthalten. Bei den etwas höheren 
Pensionen ist die Lohnsteuerbela-
stung enorm hoch.
In Österreich gibt es über 70.000 
Euro-Millionäre,  jedes Jahr kom-
men einige tausend dazu. Und da 
wird von verschiedenen Politikern 
und „Experten“ die Meinung 
vertreten, im kommenden Jahr 
keine Pensionsanpassung an die 
gestiegenen Preise vorzunehmen. 
Wir fordern eine Reichensteuer 
einzuführen. Es liegt auch an den 
Pensionisten, ob die Regierung es 
wagt, die nur unteren Schichten 
zu belasten und die Reichen zu 
schonen. 
bei der landtagswahl am 26. 
September 2010 muss die Partei 
der „kleinen leute“ gestärkt 
hervorgehen – nur die Stimmen 
für die KPÖ sind Proteststimmen.

Alfred Froschauer

in Lohn-, Gehalts- und Pensi-
onsverhandlungen neben der 
Inflation die Steigerung der 
Produktivität abgegolten wird? 
Der Verzicht auf diese Möglich-

keit verstärkt die Umverteilung 
von arm nach reich. Ein Pro-
zess, der – wie die Krise zeigt 
– Wirtschaft und Gesellschaft 
in den Ruin treibt. 

 Protest gegen Pensionsexperten

Die Pensionisten von heute haben mit ihren Einzahlungen die Pensionen der Generation finan-
ziert, die vor ihnen im Ruhestand war.


